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        Dipl.-Finanzwirt (FH) Gerd Achilles ist seit fast 20 Jahren Betriebsprüfer des Landes NRW. In dieser Eigenschaft ist er überwiegend mit Betriebsprüfungen im Bargeldgewerbe befasst. Daneben ist er Mitglied des Dozententeams für Kassenführung in der Oberfinanzdirektion NRW und Gastdozent für Risikomanagement bei Bargeschäften an der Bundesfinanzakademie.


        Außerhalb der Finanzverwaltung ist er als Autor von Fachbüchern und diversen Publikationen tätig. Seit vielen Jahren unterrichtet er die Themen Kassenführung, Verfahrensdokumentation und Schätzung der Besteuerungsgrundlagen für die DATEV eG sowie zahlreiche Steuerberaterverbände, Industrie- und Handelskammern und private Steuerakademien.


        Das vor Ihnen liegende Werk wurde nicht in dienstlicher Eigenschaft verfasst. Es gibt die persönliche Rechtsauffassung des Autors wieder.

      

    

  


  
    
      Editorial


      Editorial


      
        Nach Auslaufen der Pandemie verlassen auch die Prüfungsdienste der Finanzverwaltung mehr und mehr ihr Homeoffice, um Kassenaufzeichnungen in den Unternehmen vor Ort zu prüfen. Das gilt auch für das Gastgewerbe mit seinen rund 220.000 Betrieben und über 2,2 Millionen Mitarbeitern.[1] Hier stellt die Kassenführung immer einen Schwerpunkt in Betriebsprüfungen dar. Kassenaufzeichnungen, die nicht den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) und den steuerlichen Ordnungsvorschriften (§§ 145-147 AO) entsprechen, sind ein Risikopotential, das der Gastronom oft zu spät erkennt oder unterschätzt. Sieht er die Kassenführung eher als beschwerliche Nebenpflicht an, führt eine Betriebsprüfung häufig zu empfindlichen und teils existenzbedrohenden Steuernachzahlungen für mehrere Jahre, sei es aufgrund stiefmütterlicher Behandlung der Kassenaufzeichnungen, der Nichtvorlage von Unterlagen, die sich bei einem Dritten befinden (z. B. beim Kassendienstleister), des endgültigen Verlustes von vorlagepflichtigen Büchern, Aufzeichnungen und Belegen oder aufgrund unzureichender Kenntnisse über geltendes Recht.


        Seit dem 01.01.2020, bedingt durch Nichtbeanstandungsregeln des Bundes und der Länder spätestens seit dem 31.03.2021, sind elektronische Aufzeichnungssysteme grundsätzlich durch eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung (TSE) zu schützen.


        Damit werden die sukzessive verschärften Ansprüche an eine ordnungsmäßig geführte Kasse zu einer der zentralen Herausforderungen des Gastgewerbes. Die im Laufe der Zeit gewachsenen Anforderungen an die formelle Ordnungsmäßigkeit erscheinen vielen Unternehmern kaum noch erfüllbar – umso mehr muss der Gastronom dafür Sorge tragen, dass er die materielle Richtigkeit seiner Umsätze und Gewinne belegen kann. Detaillierte Einzelaufzeichnungen, aussagekräftige Verfahrensdokumentationen und eine zielgerichtete EDV-Unterstützung können einen großen Teil dazu beitragen.


        Wird gegen die Grundprinzipien der Kassenführung durch wesentliche formelle oder materielle Mängel verstoßen, ist der Ärger mit der Finanzverwaltung vorprogrammiert. Denn schon einzelne formelle Mängel in der Kassenführung können der gesamten Buchführung die Ordnungsmäßigkeit nehmen. Zu Schätzungen kommt es nicht nur, weil ggf. Umsätze zu niedrig deklariert wurden. Häufig sind schon deshalb Schätzungen erforderlich, weil sich die Geschäftsvorfälle nicht nachvollziehen lassen oder nicht belastbar geprüft werden können.


        Neben den steuerlichen Auswirkungen durch Umsatz- und Gewinnschätzungen werden nicht selten Steuerstraf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren eingeleitet, in dessen Folge sich weitere Belastungen für den Unternehmer ergeben können (z. B. Geldauflagen nach § 153a StPO oder Bußgelder nach § 379 AO, § 26a UStG), die bei ausreichender Kenntnis der Materie vermeidbar gewesen wären.


        Geprüft werden vorrangig die neuen Anforderungen des Gesetzgebers, sodass die Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung eine der zentralen Herausforderungen in der Gastronomie bleibt. Das Damokles-Schwert unangekündigter Kassen-Nachschauen (§ 146b AO) trägt seinen Teil dazu bei. Danach dürfen Amtsträger der Finanzbehörden unangekündigt die Geschäftsräume betreten und sofort Einblick in die Bücher und Aufzeichnungen einschließlich der Kassendaten nehmen. Vorherige Testkäufe inklusive. Anhand des Kassenbons oder einer Bewirtungskostenrechnung kann mit Hilfe einer brandneuen Prüfsoftware der Finanzverwaltung namens AmadeusVerify entschieden werden, ob eine Kassen-Nachschau oder Betriebsprüfung erforderlich ist. Um Schätzungsszenarien aus dem Weg zu gehen, lohnt es daher mehr als bisher, sich mit der Belegausgabepflicht, den notwendigen Beleginhalten und mit den Anforderungen der Finanzverwaltung zu beschäftigen.


        Das vor Ihnen liegende Buch stellt die Rechtslage ab 01.01.2024 dar. Es soll vorrangig den typischen Schank- und Speisegaststätten als Ratgeber dienen. Für ähnlich gelagerte Unternehmen (z. B. Systemgastronomie, Hotels, Gasthöfe, Diskotheken, Bars, Cafés, Imbissstuben) lassen sich die Ausführungen weitgehend analog anwenden. Die nachfolgenden Ausführungen mögen Sie dabei unterstützen, dem Besuch des Finanzbeamten gelassen entgegenzusehen und Schätzungen zu vermeiden. Branchenspezifische Besonderheiten sollten mit dem Steuerberater besprochen werden.


        Duisburg, im August 2023


        Gerd Achilles
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                    Einführung in die Thematik

                  
                

              
            

          

        

      


      
        
          1.1 Vorbemerkungen


          Erfahrungen zeigen, dass Prüfungen in der Gastronomie häufig zu empfindlichen und teils existenzbedrohenden Steuernachzahlungen für mehrere Jahre führen, weil Kassenaufzeichnungen nicht ordnungsgemäß geführt wurden. Das gilt nicht nur für klassische Gewerbebetriebe, sondern auch – was nicht selten übersehen wird – im Umfeld der Gemeinnützigkeit. Der Gesetzgeber stellt an die zu führenden Bücher und Aufzeichnungen hohe Anforderungen, ohne diese speziell für einzelne Berufsgruppen bestimmen zu können.


          In den GoBD[2] heißt es dazu:


          Form, Umfang und Inhalt der nach außersteuerlichen und steuerlichen Rechtsnormen aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Unterlagen (Daten, Datensätze sowie Dokumente in elektronischer oder Papierform) und die zu Ihrem Verständnis erforderlichen Unterlagen werden durch den Steuerpflichtigen bestimmt. Die Finanzverwaltung kann diese Unterlagen nicht abstrakt im Vorfeld für alle Unternehmen abschließend definieren, weil die betrieblichen Abläufe, die aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Aufzeichnungen und Unterlagen sowie die eingesetzten Buchführungs- und Aufzeichnungssysteme in den Unternehmen zu unterschiedlich sind.


          
            
              
                
                  
                    
                  

                  
                    
                      	
                        Für die Ordnungsmäßigkeit elektronischer Bücher und sonst erforderlicher Aufzeichnungen einschließlich der eingesetzten Verfahren ist allein der Steuerpflichtige verantwortlich. Diese Verantwortung kann selbst bei einer teilweisen oder vollständigen organisatorischen und technischen Auslagerung von Buchführungs- und Aufzeichnungsaufgaben nicht auf Dritte, z. B. auf Steuerberater oder Kassendienstleister delegiert werden (GoBD, Rz. 21). Um dieser Verantwortung gerecht zu werden, sollten Sie gemeinsam mit dem Steuerberater die für Ihren Betrieb notwendigen Bücher, Aufzeichnungen und Unterlagen bestimmen, um die Kassenführung in die richtigen Bahnen zu lenken.

                      
                    

                  
                

              

            

          


           


          
            1.2 Ordnungsmäßigkeit von Büchern und Aufzeichnungen


            
              1.2.1 Grundsätzliche Anforderungen


              Die formellen Anforderungen an die Ordnungsmäßigkeit von Büchern und Aufzeichnungen ergeben sich


              
                	aus außersteuerlichen Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten (z. B. nach Handelsrecht und den dort niedergelegten handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung), die sich das Steuerrecht über § 140 AO zu Nutze macht, wenn sie für die Besteuerung von Bedeutung sind,


                	aus zahlreichen branchenspezifischen und gewerberechtlichen Aufzeichnungspflichten, wenn sie für die Besteuerung von Bedeutung sind (z. B. aus der Gewerbeordnung, dem Gaststättengesetz, der Spielverordnung, dem Mindestlohngesetz oder dem Geldwäschegesetz),


                	aus steuerlichen Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten, z. B. 

                
                  	§ 143 AO (Aufzeichnung des Wareneingangs),



                  	§ 144 AO (Aufzeichnung des Warenausgangs),



                  	§ 22 UStG (umsatzsteuerliche Aufzeichnungspflichten),



                  	§ 4 Abs. 4a S. 6 EStG (Aufzeichnung von Entnahmen und Einlagen).


                


              


              Die sog. steuerlichen Ordnungsvorschriften (§§ 145-147 AO) bestimmen darüber hinaus, wie die o. g. Bücher und sonst erforderlichen Aufzeichnungen und die zu deren Verständnis erforderlichen Unterlagen geführt und aufbewahrt werden müssen sowie in welcher Form sie der Finanzbehörde vorzulegen sind.


              Neben den o. g. Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen zu Geschäftsvorfällen sind alle Unterlagen aufzubewahren, die zum Verständnis und zur Prüfung der für die Besteuerung gesetzlich vorgeschriebenen Aufzeichnungen im Einzelfall von Bedeutung sind.[3]


              
                
                  Beispiel:
                


                Gaststätten haben in Speise- und Getränkekarten ihre Preise anzugeben, die einschließlich der Bedienungsgelder, der Umsatzsteuer und sonstiger Preisbestandteile vom Verbraucher zu zahlen sind. Zu diesem Zweck ist in den Geschäftsräumen und zusätzlich neben dem Eingang der Gaststätte ein Preisverzeichnis anzubringen (§§ 1 Abs. 1 i. V. m. 13 Preisangabenverordnung). Für steuerliche Zwecke sind die Preisverzeichnisse mit Gültigkeitsangaben zu versehen und 10 Jahre auf Papier oder in elektronischer Form aufzubewahren (§§ 147 Abs. 1 Nr. 5 i. V. m. 140 AO). Das gilt auch für Sonderaktionen, die in Flyern, Zeitungsannoncen oder im Internet (z. B. bei Facebook) beworben werden.

              


               


              
                1.2.2 Konkretisierungen für elektronische Aufzeichnungen


                Noch heute verwenden wir zahlreiche Vorschriften, die einer Zeit entstammen, in der es keine elektronischen Aufzeichnungssysteme gab. Es galt also, das für Papierunterlagen bestehende Regelwerk in die digitale Welt zu „transformieren“. Solche Konkretisierungen finden sich aus handelsrechtlicher Sicht u. a. in den


                
                  	Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung bei Einsatz von Informationstechnologie vom 24.09.2002 (IDW RS FAIT 1),


                  	Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung bei Einsatz von Electronic Commerce vom 29.09.2003 (IDW RS FAIT 2),


                  	Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung beim Einsatz elektronischer Archivierungsverfahren vom 11.07.2006 (IDW RS FAIT 3),


                  	Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung bei Auslagerung von rechnungslegungsrelevanten Prozessen und Funktionen einschließlich Cloud Computing vom 10.12.2015 (IDW RS FAIT 5),


                  	im Entwurf der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung beim IT-Einsatz vom 13.10.2012 (GoBIT) und im


                  	IDW PH 9.860.4 (07.2021): Die Prüfung der Einhaltung der Grundsätze der ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elek­tronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD-Compliance).

                


                Aus steuerrechtlicher Sicht werden die für die Kassenführung relevanten GoB und steuerlichen Ordnungsvorschriften in


                
                  	in den Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff vom 28.11.2019 (GoBD) und den ergänzenden Informationen zur Datenträger­überlassung, ebenfalls vom 28.11.2019, 


                  	im Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AEAO) zu den §§ 140-148 AO,


                  	in den FAQ des Bundesfinanzministeriums (BMF) – Orientierungshilfe für die Anwendung des § 146a und der KassenSichV[4], 


                  	in den FAQ des Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)[5],

                


                konkretisiert.


                Bei der Aufzeichnung und Aufbewahrung von Geschäftsvorfällen müssen sowohl für Papierunterlagen als auch für elektronische Unterlagen die nachfolgenden Anforderungen für die Dauer der Aufbewahrungsfrist beachtet werden:


                
                  	Grundsatz der Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit (→Kapitel 3.1).


                  	Grundsatz der Vollständigkeit und Verpflichtung zur Führung von Einzelaufzeichnungen (→Kapitel 3.2).


                  	Grundsatz der Richtigkeit (→Kapitel 3.3).


                  	Grundsatz der Zeitgerechtheit (→Kapitel 3.4).


                  	Grundsatz der Geordnetheit (→Kapitel 3.5).


                  	Grundsatz der Unveränderbarkeit (→Kapitel 3.6).

                

              

            

          

        

      

    

  


  
    
      1.3 Grundaufzeichnungen


      Die Erfassung der Geschäftsvorfälle erfolgt in Grundaufzeichnungen, wobei sich Art und Anzahl der zu verwendenden Grundbücher/Grundaufzeichnungen nicht generalisiert festlegen lassen. Die Entscheidung darüber liegt beim Gastwirt, ausgerichtet an der Zweckmäßigkeit und den technischen und organisatorischen Anforderungen des einzelnen Unternehmens. Zu den wichtigsten Grundaufzeichnungen in der Gastronomie gehören das Kassenbuch (→Kapitel 1.4) oder vergleichbare Grundaufzeichnungen bei Nichtbuchführungspflichtigen.


      In Grundaufzeichnungen müssen die Geschäftsvorfälle zunächst dokumentiert und anschließend zeitnah, unverlierbar und leicht auffindbar gesichert werden, damit sie bis zum Ablauf der geltenden Aufbewahrungsfristen nicht verloren gehen (Grundaufzeichnungsfunktion).


      Sämtliche Geschäftsvorfälle sind der zeitlichen Reihenfolge nach und materiell mit ihrem richtigen und erkennbaren Inhalt festzuhalten. Ohne Erfüllung der Grundaufzeichnungsfunktion haben Bücher und Aufzeichnungen keine Beweiskraft, sie sind wertlos.[6]


      
        
          
            
              
                
              

              
                
                  	
                    Grundaufzeichnungen dienen der Belegsicherung und der Garantie der Unverlierbarkeit der Geschäftsvorfälle. Sie müssen vollständig, richtig, zeitnah, unveränderbar und geordnet erfolgen. Praktische Schwierigkeiten, einzelne Geschäftsvorfälle zu erfassen, z. B. hohes Kundenaufkommen, rechtfertigen keinen Verzicht auf Grundaufzeichnungen.

                  
                

              
            

          

        

      


       

    

  


  
    
      1.4 Kassenbuch


      
        1.4.1 Grundsätze


        Der erste Schritt in Richtung rechtskonformer Kassenführung ist die Prüfung der Frage, ob ein Kassenbuch geführt werden muss. Sie ist abhängig davon zu beantworten, ob der Gastwirt zur Führung von Büchern und damit zur Aufstellung einer Bilanz verpflichtet ist oder eine Einnahmeüberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG ausreichend ist.


        Nach § 238 HGB ist jeder Kaufmann verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen seine Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen. Diese Verpflichtung ist auch für steuerliche Zwecke zu erfüllen (§ 140 AO).


        Wird der Betrieb in Form einer Handelsgesellschaft betrieben (z. B. OHG, KG, AG oder GmbH), unterliegt diese als Kaufmann kraft Rechtsform dem Handelsrecht (§ 6 HGB). Dem folgt die Pflicht zur Bilanzierung und zur Führung eines Kassenbuchs.


        Betreibt der Gastronom ein Einzelunternehmen oder betreiben mehrere Gastwirte eine GbR, ergibt sich die Kaufmannseigenschaft durch Führung eines Gewerbebetriebs aus § 1 HGB (Kaufmann kraft Betätigung). Auch hier besteht grundsätzlich die Verpflichtung zur Führung eines Kassenbuchs. Das gilt nicht, wenn der Gewerbebetrieb nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert, es sei denn, dass sich der Betrieb freiwillig ins Handelsregister eintragen lässt (Kann-Kaufmann i. S. d. § 2 HGB) oder freiwillig Bücher führt (§ 5 Abs. 1 EStG).


        Einzelkaufleute, die an den Abschlussstichtagen von zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren nicht mehr als jeweils 600.000 Euro Umsatzerlöse oder 60.000 Euro Jahresüberschuss aufweisen, können sich von der Führung von Büchern befreien lassen (§§ 241a, 242 HGB).[7]


        Besteht keine handelsrechtliche Buchführungspflicht, kann die Finanzverwaltung den Steuerpflichtigen zur Buchführung auffordern, wenn die Umsätze 600.000 Euro im Kalenderjahr übersteigen oder der Gewinn aus Gewerbebetrieb 60.000 Euro im Wirtschaftsjahr übersteigt (sog. abgeleitete Buchführungspflicht i. S. d. § 141 AO).[8]


        
          
            
              
                
                  
                

                
                  
                    	
                      Wer zur Führung von Büchern verpflichtet ist oder freiwillig Bücher führt, hat für die baren Betriebseinnahmen und Ausgaben ein Kassenbuch zu führen (ggf. in der Form aneinandergereihter Kassenberichte).[9]

                    
                  

                
              

            

          

        


         


        
          1.4.2 Formen des Kassenbuchs


          Der Gesetzgeber gibt die äußere Gestalt von Kassenbüchern nicht vor, sodass verschiedene Möglichkeiten bestehen:


          
            	Kassenbuch oder Kassenbestandsrechnung in Papierform als

            
              	Loseblattsammlung,



              	gebundenes Buch oder



              	Kassenbuch in Form aneinandergereihter Kassenberichte.


            


          


          
            	Kassenbuch in elektronischer Form.

          


          Kassenbuch und Kassenbestandsrechnung sind progressiv aufgebaut und weisen die gleiche Systematik auf. Der Unterschied besteht lediglich darin, dass Kassenbücher bzw. deren Kassenbuchblätter in der Regel einen gesamten Monat abbilden, während die Bargeldbewegungen in einer Kassenbestandsrechnung für jeden Geschäftstag einzeln auf einem gesonderten Blatt dargestellt werden.


          Berechnungsschema Kassenbuch/Kassenbestandsrechnung:


          
            
              
                
                  
                    

                    
                  

                  
                    
                      	
                        Kassenendbestand des Vortages

                      

                      	
                        123,50 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        + Bareinnahmen (Tageslosung)

                      

                      	
                        438,30 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        + Privateinlagen

                      

                      	
                        200,00 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        + sonstige Einnahmen (z. B. Geldtransit)

                      

                      	
                        30,00 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        ./. Wareneinkäufe / Nebenkosten

                      

                      	
                        217,95 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        ./. Geschäftsausgaben

                      

                      	
                        39,90 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        ./. Privatentnahmen

                      

                      	
                        55,80 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        ./. sonstige Ausgaben (z. B. Geldtransit)

                      

                      	
                        300,00 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        = Kassenendbestand bei Geschäftsschluss

                      

                      	
                        178,15 Euro

                      
                    

                  
                

              

            

          


          Im Unterschied zu Kassenbüchern und Kassenbestandsrechnungen sind Kassenberichte retrograd aufgebaut.


          Berechnungsschema Kassenbericht:


          
            
              
                
                  
                    

                    
                  

                  
                    
                      	
                        Kassenendbestand bei Geschäftsschluss

                      

                      	
                        178,15 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        + Wareneinkäufe / Nebenkosten

                      

                      	
                        217,95 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        + Geschäftsausgaben

                      

                      	
                        39,90 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        + Privatentnahmen

                      

                      	
                        55,80 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        + sonstige Ausgaben (z. B. Geldtransit)

                      

                      	
                        300,00 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        = Kasseneingang

                      

                      	
                        791,80 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        ./. Kassenendbestand des Vortages

                      

                      	
                        123,50 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        ./. Privateinlagen

                      

                      	
                        200,00 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        ./. sonstige Einnahmen (z. B. Geldtransit)

                      

                      	
                        30,00 Euro

                      
                    


                    
                      	
                        = Bareinnahmen (Tageslosung)

                      

                      	
                        438,30 Euro

                      
                    

                  
                

              

            

          


          Das Erfordernis größter Zeitnähe bringt es mit sich, dass der Unternehmer seine Kassenaufzeichnungen selbst führen muss. Diese Aufgabe kann er nicht auf einen Angehörigen der steuerberatenden Berufe delegieren.


          Einnahmeüberschussrechner i. S. d. § 4 Abs. 3 EStG sind nicht verpflichtet, ein Kassenbuch zu führen. Hier genügen Grundaufzeichnungen in vereinfachter Form, z. B. handschriftliche Aufstellungen über die Betriebseinnahmen und -ausgaben (→Kapitel 6).


          
            1.4.3 Führung des Kassenbuchs in Registrier- und PC-Kassen


            Werden sämtliche baren Geschäftsvorfälle (Erlöse, Betriebs­ausgaben, Privatentnahmen, Privateinlagen, Geldtransit, etc.) ordnungsmäßig in einem elektronischen Aufzeichnungssystem geführt und nimmt dieses damit auch die Geschäftsvorfälle auf, die gewöhnlich in einem Kassenbuch erfasst werden, ist die zusätzliche Führung eines elektronischen oder papierbasierten Kassenbuchs entbehrlich (Erfüllung der Grund(buch)aufzeichnungsfunktion im Vorsystem).
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